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Wahleinschätzungen:

1. Erklärung von Frieden-Links:  Das Debakel war vorauszusehen – was lernen wir 

daraus?

Im Wahlkampf gerierte sich die LINKE als ob die nur von ihr angestrebte „rot-rot-

grüne“ Koali%on bereits bestünde und als ob die LINKE nicht nur Garan%n einer echt 

linken Koali%on wäre, die SPD ein wenig sozialer, die Grünen konsequent ökologisch 

machen könne. Rund eine Million ihrer Wählerinnen und Wähler gaben dann aber ihre 

S%mme zu ziemlich gleichen Teilen lieber den beiden Originalen. Sta; des Mitregierens

auf kaum wärmendem Flämmchen mit vielleicht einem Staatssekretärsposten hat sich 

die S%mmenzahl der linken Opposi%on halbiert. 

Der kluge Gedanke Veränderung beginnt mit Opposi�on stammt von der 

Vorgängerpartei der LINKEN, der PDS. Als Opposi%onskra= ha;e die LINKE einen 



Gebrauchswert, sie hat Alterna%ven wachgehalten, und wurde deshalb von vielen 

gewählt. Als Regierungspartei im Wartestand, bereit, Grundsatzposi%onen, vor allem in

der NATO-Frage, aufzugeben, hat sie sich selbst überflüssig gemacht. Wenn DIE LINKE 

sich erholen, d.h. zu sich selbst zurückfinden will, muss sie sich nicht, wie es 

neudeutsch heißt, neu erfinden, sondern zu ihrem Programm, zu Opposi%on und 

Widerspruch zurückfinden. Ob sie dazu die Kra= findet, ist offen.

Obwohl: Die Themen der Linken liegen auf der Straße bzw. sind längst in ihrem noch 

immer gül%gen Parteiprogramm festgeschrieben. 

� Die Friedensfrage (und die NATO-Mitgliedscha=) waren schon Jahre lang der LINKEN 

als das entscheidende Hemmnis für eine Regierungsbeteiligung vorgehalten worden.

Ein Festhalten an dieser Posi%on war das Markenzeichen der Partei. Das 

konsequente Beharren auf dieser Posi%on schlug die Brücke zum sozialpoli%schen 

Schwerpunkt der Partei: Sta; 2% des Bru;osozialprodukts für Aufrüstung und 

gigan%sche neue Rüstungsprojekte zur Verfügung zu stellen – was alle Parteien, die 

jetzt über eine mögliche Koali%on verhandeln, als selbstverständlich akzep%eren – 

wäre dies ein zentraler Interven%onspunkt für die LINKE gewesen.

� Denn hier liegen die Mi;el für eine gerechtere Gesellscha= und für einen 

wirtscha=lichen Umbau, der die Produk%on gesellscha=lich nützlicher Güter 

ermöglicht. Hier liegt auch der Schlüssel zu einer sozial-ökologischen Konversion. 

Damit würde die auch ohne direkte Kriegsführung bereits gigan%sche 

Ressourcenverschwendung und Treibhausgasbelastung durch die weltweite 

imperiale Militärpräsenz auf Militärbasen, dem Wasser und in der Lu= beendet.

� Auslandseinsätze werden weiterhin das Markenzeichen der Bundeswehr bleiben. 

Nicht umsonst wurde sie umbenannt von „Verteidigungsarmee“ zu „Armee im 

Einsatz“. Dies ar%kuliert klar und deutlich den Willen zur (imperialis%schen) 

Interven%on. Sie erfolgt teils durch Berufung auf Mandate der UN, teils unter 

Berufung auf Mandate der EU, der die Manda%erung solcher Interven%onen 

völkerrechtlich nicht zusteht. Die Berufung auf UN-Mandate erfolgt dann im Rahmen

sogenannter Blauhelmmissionen, deren Aufgabenstellung längst einem Wandel hin 

zum Interven%onismus der großen westlichen Mächte verkommen ist: So waren die 

frühen Blauhelmeinsätze dadurch gekennzeichnet, dass nur kleine und neutrale 

Staaten Blauhelmtruppen stellen sollten, um so Großmach%nteressen fernzuhalten, 

und dass diese Truppen nur zur Selbstverteidigung Waffen tragen sollten.

� Nur die konsequente Kri%k am herrschenden Kapitalismus und der Umbau der 

Gesellscha= in Richtung auf eine an den Interessen der Menschen orien%erte 

Wirtscha= (Wohnen, Gesundheit, Umwelt) unter Verzicht der im besten Falle 

unproduk%ven enormen Rüstungsgüter machen solche dringend erforderlichen 



Reformen in Richtung auf eine humane und sozialis%sche Gesellscha= möglich. Sie 

sind Voraussetzung für ein gutes Leben.

� Als Sahnehäubchen für die friedenspoli%sche Argumenta%on kam in den letzten 

Wahlkamp=agen noch die Flucht der NATO-Vormacht aus Afghanistan hinzu, die die 

Rich%gkeit der zwanzigjährigen Analysen und Forderungen der LINKEN an diesem 

Kriegseinsatz, wie an den anderen Auslandseinsätzen bestä%gte. Diese Steilvorlage 

der Zeitgeschichte wurde nicht argumenta%v aufgenommen. Die Partei war in keiner

der großen StreiIragen ob Corona-Pandemie, Klimawandel oder Konfronta%on 

gegen Russland und China als Opposi%on hör- und sichtbar.

Es mag bi;er erscheinen, aber es ist die einzige Alterna%ve: Harte, konsequente, pro-

grammkonforme Opposi%onsarbeit ist der einzige Weg zurück zu poli%scher Iden%tät 

und zu Glaubwürdigkeit beim Souverän. Eine Chance für sichtbare und wirksame 

Opposi-%onspoli%k ist immerhin der Erhalt des Frak%onsstatus, der von jenen drei 

Wackeren errungen wurde, die in Berlin und Leipzig Direktmandate erkämp=en.

5. 10. 2021 Berlin, Bremen, Düsseldorf, Edermünde, Essen, Frankfurt/Main, Hamburg

Reiner Braun, Berlin, Interna�onal Peace Bureau, Kampagne Stopp Air Base Ramstein

Wolfgang Gehrcke, Berlin, Ex-MdB DIE LINKE. | Kris�ne Karch, Düsseldorf, Co-Sprecherin 

interna�onales Netzwerk „No to war-no to NATO“, Kampagne Stopp Air Base Ramstein | Prof.

Dr. Karin Kulow, Berlin, Nahost- und Islamwissenscha9lerin | Ekkehard Lentz, Bremen, 

Sprecher Bremer Friedensforum | Pascal Luig, Berlin, Naturwissenscha9lerInnen-Ini�a�ve 

Verantwortung für Frieden und Zukun9sfähigkeit e.V. (NatWiss), Kampagne Stopp Air Base 

Ramstein | Willi van Ooyen, Frankfurt/M. Ak�vist der Friedens- und Sozialforumsbewegung, 

Bundesauschuss Friedensratschlag, Ostermarschbüro | Prof. Dr. Norman Paech, Hamburg, 

Jurist und emeri�erter Professor für Poli�kwissenscha9 und für Öffentliches Recht | Karl 

Heinz Peil, Frankfurt/M. Friedens- und Zukun9swerkstaB e. V., verantwortlicher Redakteur 

des ‚Friedensjournal‘ | Chris�ane Reymann, Berlin, Autorin | Prof. Dr. Werner Ruf, 

Edermünde, Kasseler Friedensforum, Mitglied des Gesprächskreises Friedens- und 

Sicherheitspoli�k der Rosa-Luxemburg-S�9ung | Bernhard Trautve'er, Essen, Mitbegründer 

Netzwerk Schule ohne Bundeswehr NRW, Sprecher Essener Friedensforum, VVN-BdA, GEW



2. Beitrag des Bundesgeschä)sführers und Wahlkampfleiters Jörg Schindler zum 

Wahlergebnis der LINKEN bei der Bundestagswahl 2021. Die zentralen Thesen dieses 

Beitrags hat Jörg Schindler auch auf der Parteivorstandsklausur am 2. Oktober mündlich 

in die Diskussion eingebracht.

Der Wahlkampf war nicht der Grund der Niederlage.

Unser Wahlkampf fokussierte soziale, ökologische und solidarische Themen. Die Partei 

stand hinter den Themen Miete, Mindestlohn, Pflege, würdiges Leben für Rentner*innen, 

Ausbau des ÖPNV, Verbot der Waffenexporte, unteilbare Menschenrechte. Über 221.000 

Haustüren wurden aufgesucht, 2.175 Genoss*innen haben sich zu 110 Workshops hierzu 

angemeldet, sie haben unermüdlich unsere poli%schen Themen erklärt, es wurden 

Millionen Zeitungen gesteckt, in den sozialen Medien disku%ert und morgens um 6 Uhr 

Infostände aufgebaut. Die Kandidierenden haben einen tollen Job gemacht und auf Podien 

für uns gestri;en. An den Super-Thuesday-Workshops haben 2.200 Genoss*innen 

teilgenommen. Wir haben tausende Plakate gehängt. Von ihren acht Themen waren fünf 

sozialpoli%sch. Es gab regelmäßige Mailings an die Mitglieder, unseren wöchentlichen 

Newsle;er und Linksak%v, sowie erstmals eine App, die von mit 3.500 NutzerInnen aus 172

Kreisverbänden genutzt wurde. Über 2.000 Mitglieder waren Teil unserer Social-Media-

Einhornfabrik und färbten das Netz rot; sie brachten #ichwähleLinks in die Trends. In den 

sozialen Medien erreichten wir mit unseren Sharepics mehrere Millionen User*innen und 

unser verfilmtes Kurz-Wahlprogramm sahen auf YouTube und anderen Kanälen 100.000 

Menschen.

Der Kandidierenden-Service war für 343 Direkt- und Listenkandidat*innen da. Die 

KandidatInnen wurden eng begleitet, mit Profilen, bei Anfragen, Wahlprüfsteinen, 

Bürger*innenzuschri=en oder Handreichungen. In der Pressestelle wurden für die 

Spitzenkandidat*innen in Zusammenarbeit mit dem Grundsatzbereich inhaltliche 

Aufschläge erarbeitet: Klima-Jobprogramm, Sozialstaat, Osten, Vermögensteuer. Auch 

unser “Sofortprogramm”, als es schien, dass unsere Partei zumindest arithme%sch Teil einer

rot-rot-grünen Mehrheit sein könnte. In einer Veranstaltungstour reiste unser Mobil über 

mehrere Wochen durch alle Bundesländer. Auch den Mitarbeiter*innen im Karl-Liebknecht-

Haus und in den Geschä=sstellen der Landes- und Kreisverbände danke sehr für ihren 

unermüdlichen Einsatz.

Die strategischen Direktwahlkreise, acht an der Zahl, erhielten gesonderte Unterstützung: 

finanzielle Mi;el, gesonderte Personenfolder, Zuschüsse zu Großflächen mit 

Personenmo%v, Werbeschaltung über soziale Medien, InApp-Werbung und ak%vierende 



Linksak%v-Mailings. Zusätzlich gab es individuelle Unterstützung, bedarfsweise über Social 

Media oder eine  Postwurfsendung in alle Haushalte. Die strategischen Direktwahlkreise 

waren unser Sicherungsseil, das wir gespannt ha;en. Mein Dank gilt hier auch Gregor Gysi, 

Gesine Lötzsch und Sören Pellmann, die ihre Wahlkreise auch als Persönlichkeiten 

gewonnen haben.

Trotzdem: Wir haben die Wahlen verloren.

Und ja - es ist nicht die Schuld der Medien, der Konstella%on, sondern unsere eigene 

Schuld. Das Ergebnis ist die Höchststrafe, die es in der Poli%k gibt: Unter 5 Prozent bedeutet

normalerweise poli%sche Bedeutungslosigkeit. Das Wahlergebnis sagt aus: uns wird nicht 

zugeschrieben, das Leben der Menschen zu verbessern. Unter fünf Prozent, das ist die 

Todesstrafe für poli%sche Parteien. Wir haben diese Strafe allerdings auf Bewährung 

erhalten und dürfen wegen drei Direktmandaten trotzdem als Frak%on im Bundestag 

vertreten bleiben. Ab jetzt haben wir vier Jahre Zeit zu zeigen, dass wir 

gesellscha=spoli%schen Wert haben. Das ist unsere Bewährungsauflage. Eine Chance die 

wir jetzt nutzen müssen. Sonst droht unausweichlich unser Tod.

Wie es dazu kommen konnte: 

Seit 2015 leisten wir uns Viels%mmigkeit zu den aktuellen Fragen der Zeit.

DIE LINKE entstand als Teil einer breiten Bewegung gegen neoliberale Poli%k, die sehr 

verschiedene gesellscha=liche Milieus miteinander verband. Sie hat stark gemacht, wenn 

sie in den gesellscha=lichen Großkonflikten einig argumen%ert hat: gegen Hartz IV und 

Sozialabbau, gegen - in der Gesellscha= nicht akzep%erte - völkerrechtswidrige 

Interven%onskriege. Hier stand unsere Partei über Strömungsgrenzen und Milieus hinweg 

gegen diese falsche Poli%k.

Seit 2015 hat sich die Welt jedoch verändert. Neue gesellscha=liche Konflikte wurden 

dominant - a) Einwanderungsgesellscha= (2015), b) die Dringlichkeit des Klimawandels 

(2018) c) die Art und Weise der Bekämpfung der Corona-Pandemie (2020) und auch d) das 

Ende des Interven%onismus, die Veränderung der Weltordnung mit den Polen USA, EU, 

Russland und China.

In diesen vier Konflikten hat sich DIE LINKE öffentlich als widersprüchlich präsen%ert. Das 

war zunächst noch nicht drama%sch, weil es eine gewisse Zeit dauert, bis diese 

widersprüchliche Viels%mmigkeit bei den Wähler*innen ankommt und das mit 

Abstufungen auch auf anderen Parteien zutraf.

Aber unserer Partei DIE LINKE ist es bis zum Schluss nicht gelungen, in diesen Fragen trotz

einmü ger Beschlüsse einen für alle Mitglieder verbindlichen Posi onskorridor 

herzustellen, der nicht verlassen werden darf. 

Dabei hat die Partei intensiv disku%ert. Sie hat sowohl zum Thema Migra%on als auch zu 

den Themen Ökologie oder Bekämpfung der Corona-Pandemie oder zur Frage der 

interna%onalen Beziehungen, der Unteilbarkeit der Menschenrechte und der Demokra%e 



eindeu%ge Beschlüsse gefasst. Ergebnis waren in allen Fällen recht breit getragene 

poli%sche Mehrheitsposi%onen auf Bundesparteitagen: Für eine humane und solidarische 

Einwanderungsgesellscha=, die Menschen aufnimmt und in einem sozialen Prozess 

inkludiert. Für einen konsequenten ökologischen Umbau ohne Wenn und Aber, der soziale 

Abs%ege ausschließt und Aufs%egsperspek%ven schaY. Auf dem Bundesparteitag 2018 und

der folgenden Migra%onskonferenz sowie der gemeinsamen Klausur der 

Bundestagsfrak%on und Parteivorstand wurde diese Posi%on breit vereinbart. Im Europa- 

und Bundestagswahlprogrammen 2019 bzw. 2021 haben wir uns als Partei dem 

konsequenten sozial-ökologischen Umbau verschrieben.

Mi5e-Unten-Bündnis durch verbindende Klassenpoli k - was denn sonst?

Die Partei will ein gesellscha=liches Mi;e-Unten-Bündnis durchsetzen und verfolgt dazu 

den Ansatz der “verbindenden Klassenpoli%k” im Gefolge der “Mosaik-Linken” (Hans-

Jürgen Urban): Es ist der Versuch, verschiedene Perspek%ven und Milieus mit ihren sozialen

und kulturellen Ansprüchen ernst zu nehmen, überschneidende Interessenlagen, vor allem 

im sozialen Bereich zu suchen und diese gemeinsam zu vertreten. Darüber sollen 

vorhandene Spaltungen vermeiden werden und solidarische Prozesse angeregt werden. 

Wo wiederum (objek%ve) Interessendivergenzen bestehen, verfolgt die Partei die Strategie,

diese Divergenzen möglichst zu minimieren bzw. nicht in den Mi;elpunkt zu stellen. - Ich 

denke, bei "verbindender Klassenpoli%k" handelt es sich im Kern eigentlich zunächst erst 

einmal um eine Form breiter Bündnispoli%k der unteren und mi;leren Schichten - als 

prak%sches Gegenkonzept zu einer Poli%k der Arbeitertümelei. 

Letztere, von Sahra Wagenknecht vertreten, ist eigentlich eine Art Wiederkehr des 

Sek%erertums der 70er Jahre. Wie ist das zu verstehen? Damals suchten kommunis%sche 

Gruppen “die Arbeiter”. Bei ihrer abgrenzenden Suche stellten sie fest, dass fak%sch 

niemand dem Idealtyp entsprach. Klassen sind Systema%sierungen, die so in Reinform 

niemals in einer Person auffindbar sind. Menschen sind eben immer Ensemble der 

gesellscha=lichen Verhältnisse und damit mit verschiedenen Einflüssen und Face;en 

versehen. Verbindende Klassenpoli%k, also eine Poli%k, die die gesamte Klasse im Blick 

behält, fragt demgegenüber nach Interessenüberschneidungen. Diese können 

ökonomischer, kultureller oder menschenrechtlicher Art sein. Folgend versucht diese 

Bündnispoli%k aus dem Gemeinsamen heraus Fortschri;e im gesellscha=lichen Prozess zu 

erzielen. Werden aber sta; Gemeinsamkeiten “die Arbeiter” gesucht, werden systema%sch

alle Face;en und Widersprüchlichkeit realer Wähler*innen als für nicht geeignet und nicht 

bündnistauglich erklärt. Es verzwergt sek%ererisch die Linke.

Gleichwohl müssen wir trotz unseres Ansatzes einer breiten Bündnispoli%k konsta%eren: 

dem o.g. Prozess, einen solchen Posi%onskorridor demokra%sch in der Partei herzustellen, 

haben sich reichweiten- und medienstarke Akteur*innen der Partei, vor allem in der 

Bundestagsfrak%on, entzogen. Es geht dabei nicht um Pluralität - die braucht jede Partei 



wie die Lu= zum Leben. Es ist nicht zuletzt auch eine zentrale poli%sche Praxis unserer 

Kri%k des Partei-Stalinismus, dass sich Minderheiten immer ar%kulieren können müssen. 

Die Praxis in der Bundestagsfrak%on war aber kein posi%ver Pluralismus, sondern eine 

schlechte Viels%mmigkeit, die zu fehlender Erkennbarkeit führte, eine Kakophonie. 

Sta; eines gemeinsamen Posi%onskorridors wurden Claims abgesteckt. Von der Partei 

erarbeitete Posi%onen wurden häufig medial konterkariert. Nach vorne gerichtete 

Deba;en, die diese gesellscha=lichen Großkonflikte in eine Gesamtstrategie der 

poli%schen Veränderung einbinden, fanden im Wesentlichen nicht sta;. In der 

Bundestagsfrak%on entstand eine Art poli%sch-gedankliche Lähmung. “Alte Hits” wieder 

spielen hieß das wohl. Aber “alte Hits” sind nicht die Melodie der Zeit.

Zugleich entzogen sich medienstarke Teile der Bundestagsfrak%on einer poli%schen Deba;e

in und mit der Partei, führten sie aber über Medien öffentlich weiter. Korridore der 

Posi%onsfindung, etwa das gemeinsame Papier zur Einwanderungs-Klausur oder zum 

Green New Deal, wurden nicht aufgegriffen, sondern weitgehend ignoriert. Sta;dessen 

wurde zunächst mit “Aufstehen” versucht, eine Art pressure group für die eigene Posi%on 

in der Partei, zugleich aber als Parallelstruktur arbeitend, zu etablieren, um DIE LINKE mit 

ihren Posi%onen unter Druck zu setzen, vielleicht sogar mit offener organisatorischer 

Separierung oder gar Spaltung zu liebäugeln. Unabges%mmt wurde damit der Ort DIE 

LINKE als Raum der demokra%schen Posi%onserarbeitung infrage gestellt.

Nicht Mitglieder, Wähler*innen und verschiedene Millieus gegeneinander stellen

Die poli%schen Veränderungen der gesellscha=lichen Konfliktlage iden%fizierten Teile der 

Partei einsei%g als Milieuveränderung von Mitglied- und Wähler*innenscha=. Angeblich 

würden jüngere und ak%vere Mitglieder die soziale Frage zugunsten von "Lifestyle"-Fragen 

vernachlässigen. So wurden Mitglieder und Wähler*innen gegeneinander ins Feld geführt. 

Die einen werden als angeblich nicht sozial mo%viert beschimp=, ihre Perspek%ve nicht 

produk%v gesellscha=skri%sch orien%ert, sondern förmlich “abgemeiert”. Den anderen 

wird gesagt, dass DIE LINKE - wegen ersteren - nicht mehr hinreichend sozial sei. Es wurde 

auf den Bruch, die Differenz hin kommuniziert, nicht auf die Verbindung. Das ist 

existenzgefährdend.

Zugleich bricht es mit unserem Gründungsimpuls einer breiten linken 

Sammlungsbewegung. Wir haben es im Wahlkampf tausendfach erlebt: Die Behauptung, 

dass wir die Arbeiter nicht vertreten, uns mit Gender- und Nebenfragen befassen würden 

oder grüner als die bürgerlichen Grünen seien. Die beschriebene sek%ererische 

Polarisierung hat daher letztlich beide Gruppen abgeschreckt: sowohl diejenigen, die sich 

mit ihrer sozialen, ökologischen oder menschenrechtlichen Ak%vität vor den Kopf gestoßen

fühlen mussten als auch jene, die unsere Partei als die entscheidende Kra= ihrer sozialen 

Interessen sahen. Daher ergibt sich auch ein Verlust sowohl ins Lager der “rot-grünen” 

Parteien als auch an die Nichtwähler*innen.



Das Muster der angeblichen Vernachlässigung sozialer Interessen ist seit 2017 ein ste%g 

wiederkehrendes Argument. Es zieht sich quer über alle Diskussionen. Entgegen der Fakten

wird darin behauptet, die Mitglieder der LINKEN würden sich von sozialen Interessen 

materiell, aber vor allem kulturell enIremden. Dies sei linkes "Lifestyle". Im Buch "Die 

Selbstgerechten" wurde dies poin%ert und polemisch verarbeitet, parallel zur Neuwahl der 

Parteivorsitzenden und des Parteivorstandes, der eine klare Bestä%gung des bisherigen 

Kurses der verbindenden Klassenpoli%k bringt. Das Buch ist als "Gegenprogramm" 

unter%telt und liest sich als Kri%k dieser Linie und des Wahlprogrammentwurfs, der nur 

ganz wenige Wochen vorher veröffentlicht wird. Die recht knappe Wahl von Sahra 

Wagenknecht als Spitzenkandida%n in NRW wird von einer he=igen innerparteilichen 

Kontroverse begleitet. Über Wochen ist die Partei überwiegend damit beschä=igt. 

Mitglieder und Ak%ve gehen verloren. Und in dieser Zeit sinkt die Partei um ein bis zwei 

Prozentpunkte auf das Level der elektoralen Existenzgefährdung ab.

Die Umkehrung des Glaubwürdigkeitsproblems

Wähler*innen abgeschreckt haben meines Erachtens weniger unsere Posi%on zu einer 

gendersensiblen Sprache, sondern dass unsere poli%schen Gegner*innen ärgerlicherweise 

recht erfolgreich den Vorwurf erhoben haben, dass wir Pu%n und Russland nicht mit 

gleicher Elle messen wie die Türkei und Erdogan. Haben wir hier nicht mit bes%mmten 

missverständlichen Bildern in der Öffentlichkeit, Interviews und billigen Agita%onen nicht 

tatsächlich dem Vorwurf Vorschub geleistet, wir seien “Pu%nversteher”? 

Selbstverständlich setzen wir uns konsequent für Entspannungspoli%k und Frieden mit 

Russland ein, gleichwohl gingen Äußerungen und Ak%vitäten von einzelnen Mitgliedern des

Bundestags teilweise deutlich darüber hinaus. Sie erweckten den Eindruck einer 

Parteinahme für die autoritäre Poli%k der russischen Regierung. Das ist aber nicht 

au_lärerisch, sondern erweckt den Verdacht der Unaufrich%gkeit und der 

(spiegelverkehrten) doppelten Standards in der Außenpoli%k. 

So entstand auch ein umgekehrtes Glaubwürdigkeitsproblem: War in den Wahlkämpfen 

2009 bis 2017 die SPD unglaubwürdig, weil sie wegen des Ausschlusses einer Koali%on mit 

der LINKEN keine Durchsetzungsperspek%ve für ihre sozialpoli%sche Agenda darstellen 

konnte, wurde diesmal uns vorgehalten, dass wir unsere sozialpoli%schen Ziele selbst nicht 

ernst nehmen, weil unsere außenpoli%schen Posi%onen von diesen oben genannten 

doppelten Standards oder Rechthaberei geprägt sei. Das ist eine selbstgestellte Falle, in die 

wir gelaufen sind, weil wir mit unserer Argumenta%on nicht auf der Höhe der Zeit und vor 

allem nicht im Herzen der Wähler*innen waren.

Wir haben in mehreren Themenfeldern offene gesellscha9liche Konflikte, die wir als DIE 

LINKE bearbeiten und für die wir Lösungen anbieten müssen. 

Zum Beispiel im Klimaschutz. Der Schutz der Interessen von Pendler*innen und der 

Automobilarbeiter*innen einerseits und die Posi%onen der Ak%vist*innen von Ende-



Gelände oder Fridays-for-Futre stehen sich hier zunächst o= prak%sch gegenüber. Die 

Aufgabe einer linken Partei ist aber nun, diese Posi%onen zusammenzubringen und nicht, 

sich auf eine Seite zu schlagen. Denn die sozialen Interessen der einen und der Klimaschutz

gehören zusammengedacht und nicht gegeneinander ausgespielt. 

Oder etwa: Wir müssen unsere interna%onalis%sche Poli%k neu durchdenken. Was heißt 

an%imperialis%scher und an%militaris%scher Interna%onalismus heute? Wir brauchen 

letztendlich nicht weniger als eine aktualisierte Theorie des Imperialismus und eine 

poli sche Praxis, die sich nicht auf die Seite von Staaten, sondern von Bewegungen stellt.

Und in unserer poli schen Praxis muss gelten, was die Arbeiter*innenparteien seit über 

hundert Jahren singen: Die Interna onale erkämp9 das Menschenrecht. 

Auch besprechen müssen wir: Wie ist unser Verhältnis zur Europäischen Union? Wollen wir

nicht endlich eine Ver%efung der sozialen Standards? Die Wähler*innen wollen hier von 

uns konkretes hören. Diese Deba;en müssen wir führen. Wenn es sein muss scharf, aber 

auf jeden Fall mit Ergebnissen.

Das Abs%mmungsergebnis der Bundestagsfrak%on zu Afghanistan war Ausdruck der 

Schwäche, sich auf ein gemeinsames Abs%mmungsverhalten zu verständigen. Wir haben 

im Parteivorstand lange disku%ert und Enthaltung empfohlen. Das war auch begründbar, 

denn unsere Enthaltung war ein Ja zur Re;ung der Ortskrä=e und ein Nein zu 20 Jahren 

verfehlter Afghanistan-Poli%k. Aber: Zwölf abweichende S%mmen im Bundestag aus 

unserer Frak%on, sowohl Ja und Nein, sind zu viel, um unsere Posi%on stringent und 

glaubwürdig zu begründen. Diese Abs%mmung war der sichtbarste Ausdruck der 

poli%schen Dissonanz der Frak%on, der sich auch in anderen Themenfeldern zeigte. Wir 

brauchen deshalb in der Frak%on die poli%sche Bearbeitung von Kontroversen und nicht 

das bloße Nebeneinander von Posi%onen.

Was ist zu tun:

1.

Zunächst kann aus dem Wahlkampf bereits der Schluss gezogen werden, dass poli%scher 

Streit und schrille Botscha=en vor der Wahl noch schädlicher sind als sonst: Während wir 

im 1. Quartal stabile bis sehr gute Eintri;szahlen ha;en (14-17/Tag), brachen diese im 2. 

Quartal regelrecht ein (10-12/Tag). Die Austri;e erhöhten sich. Erst zum 3. Quartal, im 

August, näherten sich die Eintri;e wieder dem Niveau von Februar und explodierten dann 

im September auf über 27-30/Tag. Nach der Wahl erfreuen wir uns immerhin an einer 

Eintri;swelle: 1.600 neue Mitglieder konnten wir seit der Schließung der Wahllokale alleine

online begrüßen.

Diese neuen Mitglieder, die trotz unserer Niederlage zu uns kommen, sind eine Chance. 

Wir werden in der kommenden Woche einen Neumitgliederzoom machen. Aber das ist ja 

nur ein kleiner Anfang: Ich schlage vor, dass wir kurzfris%g mit den Landesverbänden 

zusammenkommen, um Angebote für gerade diese jungen Mitglieder (⅔ U35) zu schaffen. 



Etwa in einer Konferenz oder gemeinsam mit Jugend- und Studierendenverband. Ich finde 

auch spannend, welches gesellscha=liche Spektrum diese Mitglieder abbilden.

2.

Die kommenden vier Jahre müssen Bundestagsfrak%on und Parteivorstand viel enger 

kooperieren und verzahnt sein. Ich schlage vor, dass wir im Parteivorstand thema%sche 

Arbeitsgruppen bilden, die die Arbeit der Bundestagsfrak%on eng begleiten. Umgekehrt 

schlage ich vor, dass Bundestagsabgeordnete zu konkreten Tagesordnungspunkten am 

Parteivorstand teilnehmen und über die Arbeit der Bundestagsfrak%on berichten bzw. wir 

gemeinsam Posi%onen beraten. Das betriY zentrale Kernfragen der Gesellscha=: den 

sozial-ökologischen Umbau von Wirtscha= und Infrastruktur. Welche konkreten Schri;e 

wollen wir für einen Umbau der Wirtscha= gehen? Wie können hierbei Arbeitsplätze 

gesichert und neue geschaffen werden, und welche Instrumente sollen wir hier maßgeblich

einsetzen, etwa den Transforma%onsfonds? Wie sollen soziale Schieflagen und Belastungen

für die notwendige Nutzung des Individualverkehrs vermieden werden, etwa durch ein 

Mobilitätsgeld? Wie verbinden wir die Kri%k an höheren Energiepreisen mit poli%schen 

Alterna%ven, die nicht nur sozial defensiv, sondern auch offensiv sind? Oder beim Thema 

zeitgemäßer Interna%onalismus: Wie stellt sich die Partei Schri;e für eine gerechte 

Weltordnung oder eine konkrete Eskala%onsverhinderung vor, welche interna%onalen 

Ins%tu%onen sind zu stärken? Wie profi%eren wir von prak%schen Erfahrungen anderer 

Linksparteien in Europa, etwa in Norwegen, Dänemark? Wie sieht eigentlich 

Interna%onalismus und eine Entspannungspoli%k aus, die nicht in Verdacht steht, mit 

doppelten Standards zu operieren?

3.

Landesverbände, die durch die Wahl strukturell geschwächt wurden, müssen trotz 

geringerer Ressourcen gestärkt werden, um in der Fläche präsent zu sein. Zugleich 

benö%gen wir einen neuen Anlauf für die Verankerung - teilweise überhaupt erst deren 

Aucau - der Partei in lokalen und kommunalen Poli%kfeldern. Eine demokra%sche 

sozialis%sche Mitgliederpartei kann nur vom guten Geist der in ihr verschiedengradig 

ak%ven Mitglieder exis%eren, die sich selbst organisieren; keine hauptamtliche Struktur 

kann das dauerha= ersetzen.

4.

Wir haben uns vereinbart, nach der Bundestagswahl einen Mitgliederentscheid zum Thema

Bedingungsloses Grundeinkommen durchzuführen. Das Thema ist innerhalb der Partei 

kontrovers und kann uns zerreißen. Eine Deba;e über ökonomische Zusammenhänge kann

uns aber auch stärken. Denn gerade die prak%sche Kri%k der poli%schen Ökonomie des 

Kapitalismus ist das Wesen der Arbeiter*innenbewegung und Kernthema der Linken. Lasst 

uns also diesen - notwendigen - Mitgliederentscheid verbinden mit einer innerparteilichen 

Offensive darüber, wie ein Sozialstaat des 21. Jahrhunderts aussehen soll. Und das ist auch 



notwendig, denn die neue Bundesregierung, ob Ampel oder Jamaika, wird den Sozialstaat 

nicht ausbauen, sondern die Ungleichheit unter neuer Farbgebung anmalen. Dagegen 

treten wir kämpferisch an!

Wir haben die Bundestagswahl verloren, weil wir es nicht geschaY haben, dass die 

Menschen uns das zugeschrieben haben, was wir uns vorgenommen haben: das Land 

gerecht zu machen. Nicht irgendwann, sondern jetzt.

Aber: die gesellscha=liche Aufgabe, das Land gerecht zu machen, bleibt. Daran wird weder 

die Ampel noch Jamaika etwas ändern. Lasst uns die Größe dieser Aufgabe zur Richtschnur 

unseres Handelns in den kommenden vier Jahren machen.

3. Die Zeit fordert, dass wir handeln

Berichtersta;ung des Ältestenrates der Partei DIE LINKE zur Klausur des Parteivorstandes 

am 2. und 3. Oktober 2021

Mit dem Verlust von über 2 Millionen WählerInnen, der Halbierung unserer WählerInnen 

gegenüber der Wahl 2017 und dem Verlust von vielen Parlamentsmandaten in der 

Bundestagswahl hat sich die Abwärtstendenz für die LINKE, wie in den 

Landtagswahlen zuletzt Sachsen-Anhalt, fortgesetzt. Keine Frage, dieser Niedergang 

unserer poli%schen Substanz ist kein Augenblicksphänomen, sondern hat sich seit längerem

angebahnt. Es wäre kein Signal der gründlichen, selbstkri%schen Aufarbeitung, wenn dieser

poli%sche Absturz nur auf die Bedingungen der Corona-Pandemie und Fehler bei der 

Anlage und Durchführung des Wahlkampfes zurückgeführt würden.

Der Ältestenrat und auch der Bundesausschuss haben in den vorangegangenen 

Teilniederlagen mehrfach darauf verwiesen, dass die Beschädigungen der innerparteilichen

Demokra%e nicht nur durch die Auflagen zur Eindämmung des Infek%onsgeschehens 

begründet werden können, sondern auch durch selbstverschuldete organisatorische 

Defizite mit verursacht wurden.

Auch der Ältestenrat wurde in seinem Ak%onsradius durch die Pandemiebekämpfung 

eingeschränkt. Erst Mi;e August konnte eine Präsenzveranstaltung in Berlin wieder 

durchgeführt werden. Im Zentrum stand ein Eingangsreferat des Genossen Jörg Schindler, 

Bundesgeschä=sführer und Wahlkampfleiter, zu den poli%schen Problemen des 

Wahlkampfes. Wie üblich und gemäß der Satzung unserer Partei den Parteivorstand zu 

beraten und an öffentlichen Deba;en teilzunehmen, haben wir diese Beratung 



durchgeführt. In einer Mi;eilung, die allen Mitgliedern des Parteivorstandes und den 

SprecherInnen des Bundesausschusses übermi;elt wurde, haben wir unsere 

Einschätzungen und kri%sche Bewertungen dieser Beratung dokumen%ert. Eine kurze 

Zusammenfassung aus dem Echo dieser Deba;e liegt gleichfalls schri=lich vor.

Wir bi;en den Parteivorstand und den Bundesausschuss unsere Bemühungen bei der 

angekündigten Analyse der Ursachen unserer so grundlegenden Niederlage bei den 

Wahlen und dem Stand der Parteientwicklung zu beachten und unseren Beitrag zur 

Gestaltung der "letzten Chance die Partei nach vorn zu entwickeln" ernst zu nehmen, Ohne

Mobilisierung aller Segmente der Partei und ohne Respek%erung der innerparteilichen 

Demokra%e werden wir die aktuelle Krise nicht meistern können.

Nun kurz zu den wich%gsten Einschätzungen und Bewertungen Bundestagswahl und dem 

offenkundigen Substanzverlust der Linkspartei:

1. Mit der Bundestagswahl 2021ist auch in Deutschland sichtbar geworden, dass die 

enormen Veränderungen der produk%ven Krä=e der Gesellscha= nachhal%ge 

Konsequenzen für das Verhältnis zur Natur (Klimawandel) und für Rang und Einfluss unter 

den Na%onen in Europa und der Welt haben. Die Niederlage der CDU bei der Wahl 2021 

leitet eine poli%sche Zeitenwende ein. Ob die CDU als konserva%v-reak%onäre Kra= nach 

der Großen Koali%on weiter regieren wird, bes%mmen nun die Grünen und die FDP. Ob die 

CDU dafür ihren Vorsitzenden und Kanzlerkandidaten Laschet opfern wird, ist noch völlig 

offen.

Weil die Gewerkscha=en, Sozialverbände und Kirchen – kurz der Großteil der 

Zivilgesellscha= - von diesem rasanten Wechsel auch erfasst wurden, hat mit dem Ende der

Großparteien ein neues Zeitalter für die poli%sche Willensbildung und das 

Repräsenta%vsystem begonnen. Wenn die christlichen Kirchen ihre organisatorisch-

symbolischen Defizite beklagen, kann es keine großen christlichen Parteien in der Mi;e der

bürgerlichen Gesellscha= mehr geben. Wie in anderen europäischen Na%onen auch 

werden wir kün=ig mit der Formierung von mehr-Parteien-Regierungen konfron%ert 

werden, was den Übergang zu Minderheitskoali%onen und längeren Zeiträumen der 

Regierungsbildung einschließen kann. Eine weitere Konsequenz der Auflösung von 

integra%ven bürgerlichen Parteien der Mi;e ist die Stabilisierung von einer Partei der 

neuen Rechten.

Wohin die Grünen und die FDP neigen, ist offen und noch offener sind die Inhalte ihrer 

Konzep%onen und poli%schen Praxis, die zur Koali%onsbildung mit SPD oder CDU jeweils 

ausgelotet werden. Die von beiden möglichen kün=igen Partnern tolerierten sogar 



gewünschten Vorgespräche zwischen Grünen und FDP sind der Versuch, um mit mehr 

Sicherheit für Erfolg in die Regierungsgespräche zu gehen.

Schon jetzt zeichnet sich ab, dass von diesen Unsicherheiten in der poli%schen Ausrichtung,

die bisherige Ausrichtung an der Westbindung, d.h. an der Einbindung in das 

Hegemonialsystem der durchaus geschwächten Weltmacht USA festgehalten wird, was 

auch eine Stärkung des Militärbündnisses NATO und deren Erweiterung einschließt. Die 

bekannten Feindbilder – Volksrepublik China und Russland - werden auch kün=ig die 

Ak%onen im globalen Maßstab prägen. Zugleich wird jedwedes neue Regierungsbündnis in 

Deutschland sich auf eine Stärkung der Wirtscha=skra= und Ausbau der 

Konkurrenzposi%on von Deutschland in Europa und der Globalökonomie verpflichtet 

sehen.

Neben den poli%schen Veränderungen im europäischen und globalen Machtgefüge werden

die Regierungsbündnisse in Deutschland auch kün=ig mit der Tilgung der umfangreichen 

Kredite infolge der Krisenbekämpfung der Pandemie und den Anforderungen zum Ausbau 

der öffentlichen Infrastruktur mit Blick auf die Beherrschung der Klimawandels beschä=igt 

sein. Es ist weiterhin eine Hauptaufgabe der parlamentarischen Linken die Eckpunkte des 

Sozialstaates im Blick zu behalten und der Erhöhung des Mindestlohns, der Aufstockung 

der Regelsätze und dem Ausbau der Alterssicherung erhöhte Aufmerksamkeit zu schenken.

Der Ausgang der Bundestagswahl hat auch erneut unterstrichen, dass dem Ausbau der 

Kompetenz für die Ausgestaltung der gleichwer%gen Lebensverhältnisse in Ostdeutschland 

ein zentrales Anliegen der Linkspartei bleiben sollte.

Der Ältestenrat unterstreicht, dass den Veränderungen in der gesellscha=lichen Ökonomie 

im Rahmen der unverzichtbaren Strategiedeba;e der Linkspartei ein höherer Stellenwert 

zugeschrieben werden sollte.

2. Zu Recht wird bei den Einschätzungen zum Ausgang der Bundestagswahl vielfach betont,

dass mit dem Ende des System Merkels die Veränderungen in Ökonomie, Gesellscha= und 

Poli%k sich brutal Bahn gebrochen haben. Die Große Koali%on hat unter der Führung von 

Merkel, die größte kapitalis%sche Wirtscha=smacht und die stärkste Militärkra= in der 

Europäischen Union geschaffen. Zugleich sind die Widersprüche zwischen Reichtum und 

Armut in der Gesellscha= enorm verschär= worden. Neben dem Kampf gegen den 

Klimawandel geht es vorrangig um die Durchsetzung der Gerech%gkeit. Neben dem 

drückenden Feld der Bekämpfung von prekären Arbeits- und Lebensverhältnissen hat 

mi;lerweile die Wohnungsfrage ungeheure Sprengkra= erhalten. Auch nach über 30 

Jahren müssen wir konsta%eren, dass auf nahezu allen Feldern der sozialen Existenz die 

Benachteiligung in Ostdeutschland vielfach den Eindruck erzeugt, dass die BürgerInnen 

Ostdeutschland keineswegs über einen vergleichbaren Sozial- und Rechtsstandard der in 

Westdeutschland lebenden Menschen verfügen.



3. Die SPD ist gewiss kein strahlender Sieger, aber es ist der Sozialdemokra%e mit ihrem 

Führungskrä=en Scholz, Schwesig und Giffey gelungen, eine größere Wählerscha= zu 

erreichen, als allgemein auch von uns erwartet wurde. Die Verantwortlichkeit dieser Partei 

für die Agenda 2010 und einen rigiden Umverteilungskurs konnte in der Hintergrund 

gedrängt werden und aus den Zweifeln gegen die erkennbaren Zumutungen von CDU und 

FDP konnte die SPD mit dem Versprechen des Ausbaus sozialer Gerech%gkeit viel neuen 

Boden gewinnen. Was vor der Wahl innerparteilich in der SPD noch sehr strieg war, konnte

überwunden und dann erfolgreich eingesetzt werden. Trotz aller Zeichen von Olaf Scholz 

für eine spürbare Distanz zur LINKEN und mit Aussagen in Richtung Grün und Gelb, drang 

bis in die Öffentlichkeit durch, dass die LINKE schon Sondierungen für ihre 

Regierungsteilnahme vornimmt. Weder Grüne noch die FDP ha;en solche Aussagen in 

ihrem Wahlkampf. Wie die Wahlen und die Wählerwanderungen zeigten, es wird das 

Original der Ansage und nicht die Ansagerin gewählt.

4. An erster Stelle in unserer Bewertung des Wahlausgangs sollten die Veränderungen in 

der bundesdeutschen Gesellscha= stehen. In der Folge der EnIesselung der produk%ven 

Krä=e sind wir sowohl mit bedrohlichen Umwälzungen im Verhältnis zur Natur und zur 

Verschärfung der sozialen Spaltungen konfron%ert. Auf diese Herausforderungen wollen 

wir in einer emanzipa%ven Strategie einen Beitrag zur Stärkung des Widerstandspoten%als 

leisten. Nach einer gründlichen Analyse unserer Defizite und nach einer umfassenden 

parteiinternen Diskussion, die über die Vorstandsgremien hinausgeht, können wir trotz der 

schmerzenden Niederlage unseren Beitrag leisten und zeigen wie wir linke Poli%k enIalten 

und wirksam machen wollen und vor allem, wie wir sie weiter enIalten können.

Sprechen wir von den Ursachen der Wahlniederlage müssen wir uns wohl eingestehen, 

dass wir einen Wahlkampf mit engstem Blick auf uns und nicht mit dem ständigen Blick auf 

die wechselvollen Ereignisse, die Poli%k der poli%schen Parteien und der 

S%mmungsentwicklung in unserer Gesellscha= gerichtet haben. Der Bundesausschuss und 

der Ältestenrat haben seit längerem und wiederholt eine konstruk%ve Deba;e mit klaren 

Entscheidungen zur Strategie und zur Parteientwicklung angemahnt. Es gab nie eine 

Zurückweisung der Vorschläge aber es gab auch kein konstruk%v-kri%sches Handeln. Neue 

Schwüre und Versprechen werden den seit längerer Zeit gewachsenen Vertrauensverlust 

zur Führung und zu Führungskrä=en in der Partei nicht aufeben.

5. Im Deutschen Bundestag wird es kün=ig drei Opposi%onsparteien geben – AfD und DIE 

LINKE sind schon gesetzt, ob CDU oder SPD sind noch offen. Wir haben also nicht vier Jahre

um uns zu Finden und zu Erneuern. Spätestens Anfang 2022 wird eine poli%sche 

Zeitenwende im Deutschen Bundestag noch deutlicher werden. Mit einem "Weiter so" in 

der Poli%k nur etwas kleiner an der Zahl werden wir im Verlierermodus verharren, wie uns 

das Wahlergebnis mit starken Nachwirkungen bewusst machen sollte.



Eine große Herausforderung, die bis in die Wurzeln der Poli%k unserer Partei reicht, ist der 

Verlust, nicht mehr die Ostdeutsche Volkspartei zu sein. Die Bedeutung der Partei DIE 

LINKE hat auch in Westdeutschland an Anziehungskra= verloren. Es gilt, das Parteileben in 

der gesamten Partei genauer zu betrachten und zu prüfen, wie sich im Rahmen der 

föderalen Struktur des Bundes die Länderorganisa%onen darstellen und entwickeln. Das 

hintergründige Streben, Thüringen zum Bundesmodell zu machen, gehört doch zu den 

Fehlern, die wir überwinden sollten.

Die Basisarbeit in der Partei ist allgemein nicht auf der Höhe der Anforderungen, aber ohne

die Kreisorganisa%onen in der Fläche unter Beachtung ihrer regionalen Bedingungen wird 

es kein Wachstum und nicht die nö%ge poli%sche Kra= geben, die gerade jetzt die Linke so 

nö%g braucht.

Als Mitglied der deutschen LINKEN ist jedes Mitglied auch als Doppelmitglied in der 

Europäischen Linken. Die En;äuschung über unsere Wahlniederlage hat ihre Wirkung auch 

in der ELP. Es wäre zu prüfen, wie solidarisch nicht nur die Gefühle sind, die uns verbinden, 

sondern auch zu betrachten, mit welchen Krä=en wir poli%sch und materiell die 

Europäische Partei weiter stärken und in der Frak%on im Europaparlament wirken. Wir 

wollen es auch offen aussprechen, wir bes%mmen nicht die Zeit des Handelns, die Zeit 

bes%mmt, fordert, dass wir handeln. Die Höhe, die Tiefe und die Breite und vor allem die 

Qualität mit der es geschieht, wird über den Platz und den Erhalt der Partei DIE LINKE 

entscheiden.

4. Fabio de Masi

Aus seiner Erklärung, warum er nicht nochmal für den Bundestag kandidiert

Ich bin in den letzten Wochen von vielen Personen in meinem Landesverband, die mich bei 

der letzten Listenaufstellung nicht unterstützt haben, aufgefordert worden, erneut zu 

kandidieren. Auch aus anderen Frak%onen im Deutschen Bundestag haben mir Kolleginnen 

und Kollegen mitgeteilt, dass sie meinen Rückzug bedauern. Das weiß ich sehr zu schätzen. 

Besonders dankbar bin ich für die Erfahrung zuletzt insbesondere mit der FDP und den 

Grünen im Wirecard-Untersuchungsausschuss vertrauensvoll zusammen zu arbeiten. 

Ich habe mich jedoch aus persönlichen Gründen gegen eine erneute Kandidatur 

entschieden. Ich habe in den letzten sieben Jahren immer an der maximalen 

Belastungsgrenze gearbeitet. Insbesondere mein Sohn musste daher zu häufig 

zurückstehen. Dies ha;e auch damit zu tun, dass es lange Zeit zu wenig Personal in unserer



Partei und unserer Frak%on gab, das bereit war, sich für die ökonomischen Deba;en 

unserer Zeit zu interessieren.

Ich habe versucht, dies durch mein Engagement auszugleichen. Denn es ist gerade im 

Bereich der Wirtscha=s- und Finanzpoli%k ungleich schwerer, als linke Opposi%onspartei - 

ohne kurzfris%ge Machtperspek%ve - ernst genommen zu werden. Ich denke, ich konnte 

den Beweis erbringen, dass es die LINKE auch selbst in der Hand hat, ob sie bei 

ökonomischen Deba;en, die nun angesichts der Corona Krise das ganze Land bewegen, 

eine Rolle spielt. 

Ein Mandat ist kein Selbstzweck. Auch die beste Finanzpoli%k bringt uns nicht weiter, wenn 

ich zwar Respekt für meine Arbeit bekomme, aber die Partei aufgrund strategischer Fehler 

und Erscheinungsbild schwächelt - obwohl viele unsere Forderungen in der Bevölkerung 

äußert populär sind. (...)

Ich war immer der Überzeugung, dass meine Partei auch einen We;bewerb um die besten 

Köpfe braucht, die uns vertreten. Wir haben viele Talente und engagierte Mitglieder, die 

ihre Lebenszeit selbstlos in poli%sches Engagement inves%eren. Zu häufig ist aber der 

Maßstab für ein Bundestagsmandat nicht, wer über das eigene Milieu hinaus Menschen 

erreicht. (…)

Ich konnte in den sieben Jahren Akzente setzen - in der Eurokrise und der Geldpoli%k, beim 

Thema Lobbyismus, bei Steueroasen und den Luxemburg-Leaks, beim Thema Geldwäsche, 

insbesondere dem Chaos bei der deutschen Financial Intelligence Unit, und den Panama 

Papers, bei der Deba;e um den digitalen Euro und die drohende Finanzmacht von 

Digitalkonzernen wie Facebook, der digitalen öffentlichen Infrastruktur und der 

Besteuerung von Digitalkonzernen, bei der Deba;e um den Inves%%onsstau und die 

Schuldenbremse, beim Cum-Ex-Steuerraub und dem Warburg-Skandal, bei der 

Besteuerung der Vermögen von Milliardären (Vermögensabgabe), der Au_lärung des 

Wirecard-Skandals und der Reform der Finanzaufsicht. Ich habe dabei versucht, durch harte

Arbeit und Transparenz (wie die Veröffentlichung meiner Steuerbescheide) zu zeigen, dass 

es echte Überzeugungstäter in der Poli%k gibt.

Ich habe den poli%schen Meinungsstreit - gerade mit Konserva%ven und Liberalen - immer 

als eine Bereicherung empfunden. Denn Widerspruch schult die eigenen Argumente. Wir 

müssen lernen, respektvoll miteinander zu streiten - so wie in jedem Dorf, in jeder Familie, 

in jedem Sportverein und in jedem Freundeskreis.

Es gibt in verschiedenen poli%schen Spektren und vor allem in den sozialen Medien die 

Tendenz, Poli%k nur noch über Moral und Haltungen zu debaeeren. Ich halte dies für einen



Rückschri;. Werte und Moral sind das Fundament poli%scher Überzeugungen. Wer jedoch 

meint, dass alleine die „rich%ge Haltung“ über "rich%g oder falsch" entscheidet, versucht in

Wahrheit den Streit mit ra%onalen Argumenten zu verhindern. 

Eine solche Deba;enkultur hat nichts mit Au_lärung zu tun, sondern ist Ausdruck eines 

elitären Wahrheitsanspruchs, wie ihn die Kirche im Mi;elalter bediente. Vor allem 

verstärkt dies aber Spaltungen in der Gesellscha=, wovon rechte Demagogen weltweit 

profi%eren. Dies hil= Krä=en wie der AfD, sich als Anwäl%n der kleinen Leute aufzuspielen, 

obwohl ihnen die Schweizer Franken zu den Ohren heraus kommen.

Die Kunst der Poli%k besteht darin, auch an die Lebensrealität und die Sprache jener 

Menschen anzuknüpfen, die um die Kontrolle über ihr Leben fürchten. Die poli%sche Linke 

darf das menschliche Grundbedürfnis nach Sicherheit - in einem umfassenden Sinne - nicht

vernachlässigen. Dabei sollte man weder Ressen%ments schüren noch so sprechen, dass 

normale Menschen einen Duden brauchen. Aber auch „Maulheldentum„  ersetzt keine 

prak%schen Antworten auf konkrete Probleme. Es werden die Parteien gewählt, denen 

man zutraut, Existenzen in der Corona-Krise zu sichern, bezahlbaren Wohnraum zu schaffen

und zu verhindern, dass Kinder aus ärmeren Stad;eilen ihr Recht auf Bildung einbüßen!

Parteien in der Tradi%on der Arbeiterbewegung waren immer lebensnah. Sie kannten die 

Lebenswirklichkeit der Menschen, die von ihrer Hände Arbeit lebten. Sie haben 

Grundwerte wie Solidarität durch Verankerung in der Lebenswelt der Beschä=igten 

verteidigt. Die Deba;en der Meinungsführer in den akademischen Milieus, die Codes der 

digitalen Empörung und Hashtags, die häufig nur wenige Stunden überdauern und nichts 

kosten, sind dafür kein Ersatz.  

Das Leben ist voller Widersprüche: Wir müssen mehr Kapitalismuskri%k und weniger 

erhobenen Zeigefinger wagen. Ein Akademiker mit hohem ökologischen Bewusstsein und 

hohem Einkommen, der ö=ers eine Fernreise unternimmt, verfügt über einen höheren 

ökologischen Fußabdruck als eine „Umweltsau“, die sich keinen Urlaub leisten kann. Wer 

sich die Miete in den Innenstädten nicht mehr leisten kann, muss häufiger mit dem Auto 

zur Arbeit pendeln, wenn zu wenige Busse und Bahnen auf dem Land fahren. 

Die humanitäre Katastrophe im Mi;elmeer ist eine Schande. Aber die Zerstörung der 

Lebensgrundlagen von Millionen Menschen durch Krieg, unfaire Handelspoli%k und 

Klimawandel wird auch nicht durch die Abschaffung von Grenzen beendet. Es braucht 

immer beides: Perspek%ven in Herkun=sländern und starke Kommunen, die Geflüchteten 

Zukun= jenseits von Massenunterkün=en im Industriegebiet bieten können.



Die Kassiererin bei Lidl oder der Wanderarbeiter in Indien, die in überfüllten 

Verkehrsmi;eln zur Arbeit müssen, aber keinen Impfstoff erhalten, weil der Staat keine 

zusätzlichen Produk%onskapazitäten anreizt und nicht in die Patente der Pharmakonzerne 

eingrei=, unterliegen anderen Risiken für ihre Gesundheit als ein IT-Berater im Home-

Office. 

Millionen Frauen im Niedriglohnsektor brauchen Schutz vor Ausbeutung und müssen sich 

täglich gegen Respektlosigkeiten und Übergriffe von Männern wehren. Auch viele dieser 

Frauen sind selbstbewusst, aber nicht immer geübt in geschlechtsneutraler Sprache. 

Bernie Sanders ist ein alter weißer Mann. Aber er hat sich ein Leben lang für anständige 

Löhne und eine Krankenversicherung für Millionen von Arbeiterinnen und Arbeitern in 

McJobs engagiert, die überwiegend von La%nos und Afroamerikanern verrichtet werden. 

Iden%tät ist wich%g im Leben. Sie darf aber nicht dazu führen, dass nur noch Unterschiede 

sta; Gemeinsamkeiten zwischen Menschen betont werden und sich nur noch „woke“ 

Akademiker in Innenstädten angesprochen fühlen. Eine Poli%k, die nur noch an das Ego und

die individuelle Betroffenheit, aber nicht mehr an die Gemeinscha= appelliert, ist auch 

Donald Trump nicht fremd.

Viele Menschen teilen unsere Werte. Aber wir gewinnen nichts, wenn wir welIremd 

wirken oder Stress in der Gesellscha= tabuisieren, weil wir Angst haben, auf konkrete 

Probleme auch konkrete Antworten liefern zu müssen. Dies schließt übrigens „linken 

Populismus“ überhaupt nicht aus. Wir müssen populärer werden - aber mit Hand und Fuß 

und den rich%gen Schwerpunkten.

Die Corona-Krise ist eine enorme Chance für die poli%sche Linke, auf Angriff zu spielen und 

Staats- und Marktversagen im Gesundheitssystem sowie bei der kri%schen Infrastruktur zu 

thema%sieren. Die wachsende Ungleichheit, die Macht der neuen Daten- und 

Techkonzerne, die mäch%ger sind als die größten Banken und Öl Tycoons, die extremen 

Anpassungskosten und wiederkehrenden Schocks durch den Klimawandel, die Aufrüstung, 

der Krieg und der Terror in den interna%onalen Beziehungen - all dies macht linke 

Antworten nö%ger denn je. Bernie Sanders und Alexandria Ocasio-Cortez haben in den USA

vorgemacht, wie man dies populär und erfolgreich macht.

Ich wünsche der Linken, dass sie sich ein Stück neu erfindet und linke Poli%k wieder stärker 

mit dem Einsatz für die Interessen der sogenannten „einfachen Leute“ in Verbindung 

gebracht wird. Ich wünsche meiner Partei Demut gegenüber den Wählerinnen und 

Wählern, die wir verloren haben. Ich wünsche unseren Abgeordneten die Fähigkeit, sich 

auch selbst kri%sch zu hinterfragen, welchen Beitrag zur Stärkung linker Poli%k man in der 



Öffentlichkeit noch leistet. Denn unser Job ist ein Privileg, das man sich jeden Tag auf Neue 

verdienen muss. 

Ich bleibe aus %efsten Herzen und voller Überzeugung Linker. Ich werde mich weiterhin 

poli%sch engagieren. Dies gilt auch für den Wahlkampf der Linken in Hamburg. Ich möchte 

auch nicht ausschließen, dass ich eines Tages wieder für ein poli%sches Amt kandidiere, 

wenn meine Partei dies wünscht und ich neue Kra= tanken konnte! 

(…)

Gegenmacht

























Beispiel Graz: 














